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Zur Aufhebung der Folter am 2. Jänner 1776. 
Von Dr. Leopold Adler. 
(Schluß.) 


Gegen die Folter hatten ſchon ſeit dem Beginne des 18. Jahr⸗ 
hunderts Thomaſius (1705) in feinem, Buche „de tortura e foris 
Christianorum proscribenda“, dann Johann Grevius „als gegen 
eine dem Naturrechte zuwidere Erfindung des Teufels“, und Ceſare 
Beccaria in ſeinem weltberühmten Werke „dei delıtti e delle pene“ 
(1754) geeifert. 

In Preußen wurde die Folter von Friedrich dem Großen im 
Jahre 1740, in Baden im Jahre 1767 abgeſchafft 

In Oeſterreich iſt es Sonnenfels 10, welchem das Verdienſt 
gebührt, den Anſtoß zur Aufhebung der Tortur gegeben zu haben. 

Sonnenſels, welcher als Lehrer der Hochſchule in ſeinen Vor⸗ 
trägen mit edler Freimüthigkeit ſich gegen die Folter und Todesſtrafe 
ausgeſprochen hatte, wurde durch ein amtliches Deeret „zu mehrerer 


10) Zu Nikolsburg in Mähren 1733 geboren, bei den Piariſten erzogen, trat 
ſchon im 16. Lebensjahre in den Militärdienſt, ſtudirte nach Ablauf der 
Dienſtzeit die Rechte in Wien, wurde ſpäter ſeinem Vater, der jüdiſcher 

Herkunft und Dolmetſch des Hebräiſchen bei der n. ö. Regierung war, amt⸗ 
lich adjungirt und ſohin auch Rechnungsführer bei der öſterr. Areierengarde. 
Durch die Verwendung des erſten Lieutenants dieſer Garde, Petrach, erhielt 
er 1763 die Profeſſorſtelle der Staatswiſſenſchaften an der Wiener Univer⸗ 
fitäf, wurde trotz der Bemühungen feiner Feinde, ihn als Religionsſpötter 
und Majeſtätsverbrecher zu ſtürzen, von Maria Thereſia zum Rathe, 1779 
zum wirklichen Hofrathe bei der vereinigten böhm.⸗öſterr. Hofkanzlei und 


zum Beiſitzer der Studienhofeommiſſion ernannt, 1797 von Kaiſer Franz in 


den Reichsfreiherrnſtand erhoben — ſtarb dan 26. April 1817. 


Vorſichtigkeit und Zurückhaltung im Schreiben und Vorleſen angewieſen 


und es wurde ihm insbeſondere über die Tortur (und Todesſtraſe) 

Stillſchweigen auferlegt“. Da richtete der männlich unerſchrockene Son⸗ 

nenfels eine ergebene Vorſtellung unmittelbar an die Kaiſerin Maria 

Thereſia, in welcher er feine in der philoſophiſchen Rechtsgelehr⸗ 

ſamkeit liegende Berufsaufgabe, die heranwachſende Jugend nicht bloß 

in der wirklichen Verfaſſung, ſondern in der Möglichen — Anlei⸗ 

tung zu geben — präciſirte, fi) auf ſeine ehrliche Ueberzeugung gegen 
die Folter und auf den ſchon in dem approbirten Lehrbuche des 
jus eivitatis von Hofrath Martini enthaltenen Satz: „Hine tor- 
tura generatim remedium veri eliciendi ineptum est adeoque 

etiam illicitum“ berief und nachfolgende ſupplicirende Muthmaßung 
ausſprach 1): „Wenn ich daher dem Heiligthume der erhabenen Ab⸗ 
ſichten Euerer Majeſtät näher zu treten und die Zukunft durch das 

Licht der Muthmaßung aufzuklären wagen darf, ſo dünkt mich, ich ſehe 

Euer Majeſtät mit dem Entſchluſſe beſchäftigt, die Folter einſt aus 

einem Geſetzbuche zu verweiſen, deſſen nothwendige Strenge der gren⸗ 
zenloſen Güte Ihres Herzens jo viele Ueberwindung gekoſtet hat 

Ich denke Thereſien und meine Muthmaßung wird zur Gewißheit und 

ich fühle mich in dem Entſchluße beſtätigt, neben meiner Verantwor⸗ 

tung nun noch für die ſeufzende Menſchheit das Wort zu nehmen. Sie 

ſchreit nicht über Ungerechtigkeit, ſie dringt nicht ungeſtüm gerade auf 

die Abſchaffung eines langüblichen Verfahrens, ſie nimmt nicht den 

Böſewicht in ihren Schutz, ſie zittert nur für den Unſchuldigen, den 

die Marter, den ſchon der Anblick, ſchon der Gedanke der Marter, ſich 

um das Leben zu lügen zwingt, während den Böſewicht feine ſtarken 

Sehnen ſo oft der verwirkten Straſe entziehen, ſie fleht um mehr nicht 

als ihre Sachſührer zu hören und das Gewicht ihrer Gründe auf die 

Wagſchale der Unterſuchung zu legen“. N 

Sonnenſels bat ſchließlich um Einſetzung einer Commiſſion zur 
Unterſuchung der Nothwendigkeit der Folter. 

Auf dieſe Eingabe wurde von der Kaiſerin allen Länderſtellen 
der Auftrag ertheilt, ihr Gutachten über die Aufhebung der Folter 
abzugeben. . 

Der Referent der niederöſterreichiſchen Regierung vertrat die Un⸗ 
entbehrlichkeit der Folter, Sonnenfels gab als Mitglied des Rathes ein 
Votum separatum ab, welches zuerſt ohne ſein Vorwiſſen zum Druck 
gelangte, ſpäter in wiederholten Auflagen erſchien und ſich im VII. 
Bande der geſammelten Schriften von Sonnenfels vorfindet. 


11) Ein Excerpt der Vorſtellung und des nachher abgegebenen Separatvotums 
iſt in den Nummern 136 und 137 der allg. öſterr. Gerichtszeitung vom 
Jahre 1855 abgedruckt. 


Triftigeres kann gegen die Folter nicht angeführt werden, als 
was Sonnenfels mit der Begeiſterung eines warmen Herzens über die 
Vernunftwidrigkeit und Grauſamkeit der peinlichen Frage ſchrieb. Er 
ſagt in dieſem Vot um separatum unter Anderem Folgendes: 

„Was durch Zwang geſchieht, geſchieht durch eine überwältigende 
Macht, der unmöglich widerſtanden werden kann. Wird daher der Un⸗ 
terſuchte zum Geſtändniſſe gebracht, fo beweist dasſelbe keineswegs, daß 
er ein ihm zur Laſt gelegtes Verbrechen gewiß begangen habe; das 
allein beweist es, er habe der Gewalt der Streckung, der Schraubung, 
der mannigfaltigen Marterarten nicht mehr widerſtehen können. 

In dem kritiſchen Zeitpunkte der auf das Höchſte gebrachten Em⸗ 
pfindlichkeit entreißt ihm der ſiegende Schmerz — die Sprache der 
Wahrheit? Welch' ein Wahn! Dieſe Wahrheit in ſich ſelbſt kann ein 
Widerſpruch der Anklage, eine Betheuerung ſeiner völligen Unwiſſenheit 
fein; aber dadurch würde er den Stillſtand des Leidens, das Ende 
der Qualen nicht erreichen, wornach er allein ſeufzet, das in dieſem 
ſchrecklichen Augenblicke fein einziger, fein höchſter Wunſch iſt. Die 
Sprache des Leidenden iſt alſo, wie ſie ihn dieſes Wunſches am frühe- 
ften theilhaftig machen kann, wie er vorherſieht, daß ſie den Richter 
bewegen werde, den Peiniger abzurufen; und was Philotas an der 
Folterbank einſt dem Kraterus zugeſchrieen: „Sprich, was verlangſt du, 
daß ich ſagen ſoll“, das ruft im eigentlichen Verſtande bei dem Ge⸗ 
ſolterten, deſſen Kräfte zum Nachgeben gebracht ſind, die Schwachheit: 
„Haltet ein, mich weiters zu peinigen! Ich habe das Verbrechen ver⸗ 
übt, weil Ihr ja wollt, daß ich es verübt haben ſoll. 

Das auf der Marterbank abgelegte Geſtändniß iſt demnach ein 
Geſtändniß, das der unterſuchte Schwächling hat ablegen müſſen; und 
eine hierauf erfolgte Verurtheilung kann nicht ſagen: weil du das Ver⸗ 
brechen begangen haſt, ſo ſollſt du hingerichtet werden, ſondern dem 
wahren Inhalte nach: weil du gezwungen worden zu ſagen, du habeſt 
das Verbrechen begangen, ſo wirſt du hingerichtet; die Strafe iſt nicht 
die Folge des erwieſenen Laſters, ſondern der Schwachheit des Ge⸗ 
folterten. 

Gleichwie aus demſelben Grunde die Losſprechung nicht als die 
Folge der erwieſenen Unſchuld, ſondern der ſtärkeren Sehnen und einer 
größeren Entſchloſſenheit betrachtet werden kann. Derjenige Unterſuchte 
der durch die glücklichere Beſtellung ſeines Körpers und die Verwe⸗ 
genheit ſeines Gemüthes gegen die Schmerzen gleichgiltig, gegen die 
Empfindung gehärtet iſt, verharrt auf dem Verneinen, er ſei immer 
der Thäter, immer durch die mächtigſten Anzeichen beſchwert; ſeine 
Nerven beſiegen den Zwang, der gegen ihn ein Zwang zu ſein aufhört. 

Und wie dann auch immer die Grade der Folter abgemeſſen 
werden mögen, es ſei, daß ſie nach dem Verhältniſſe des National⸗ 
charakters erhöht oder nachgelaſſen, es ſei, daß ſie nach der individuellen 
Beſtellung des einzelnen Unterſuchten jedesmal insbeſondere beſtimmt 
werden, die Richterſtühle werden ſich allerwegen und in allen Zeiten 
in dieſelbe Ungewißheit verſtrickt finden. 

„Die Strafen ſollen an Uebertretern vollzogen werden, und 
nicht an Unſchuldigen. Der Richter erkennt demjenigen, von deſſen 
Strafbarkeit er noch nicht überführt iſt, ein Uebel zu, das vielleicht 
die Straſe ſelbſt überſteigt; freilich ſpricht man: es iſt keine Strafe, 
es iſt eine Unterſuchung! Aber läßt ſich der Schmerz durch eine ſpitz⸗ 
findige Unterſcheidung beſänftigen? Läßt ſich das Geſühl der Nerven 
durch ein Wortſpiel täuſchen? Die Tortur iſt nicht das einzige Mittel, 
den Uebertreter kennbar zu machen; es iſt ganz keines. Das iſt 
die Beantwortung der von der Partei der Folter ſo oft erhobenen 
Frage, was denn ſonſt für ein Mittel dem Unterſuchten die Wahrheit 
abzudringen, vorgeſchlagen werden könne? Keines vielleicht, werde ich 

offenherzig geſtehen. Die Urtheile der Menſchen find nicht untrüglich, 
eben weil es Urtheile der Menſchen ſind; ihre höchſte Unfehlbarkeit 
beſteht in dem wenigſten Irrthume. Durch dieſes unverkleidete Geſtändniß 
aber hat die Folter immer nichts gewonnen.“ 

Und doch glaubte Sonnenfels nicht die unbeſchränkte 
Abſchaffung der Folter anrathen zu können, er wollte 
die Folter beibehalten bei Unterſuchungen wegen Hoch⸗ 
verrathes, „weil beim Hochverrath die Größe der Gefahr, welcher der 
ganze Staat in der Perſon des Regenten ausgeſetzt iſt, eine Ausnahme 
rechtfertigt und weil gegen den Hochverrath im erſten Grade immer 
Strafen verhängt ſind, deren verlängerte Schmerzhaftigkeit die Qualen 
der ordentlichen Folterung unendlich übertrifft“. 

Die Folter ſollte auch zur Eruirung von Mitſchul⸗ 
digen fort verwendet werden, „weil das Stillſchweigen des über⸗ 
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führten Beklagten über die Mitverbrecher ein neues Verbrechen gegen 
die gemeinſchaftliche Sicherheit iſt, da er durch ſeine Zurückhaltung die 
Vertheidigung gegen die nicht eingebrachten Böſewichte unmöglich macht. 
Aber auch zur Eruirung von „Umſtänden, deren Kenntniß 
für die Sicherheit des gemeinen Weſens erheblich iſt“, 
ſollte die Anwendung der Folter nach dem Separatvotum des 
Sonnenfels ſtatthaft ſein, denn: „der des Verbrechens ſchon überführte 
Miſſethäter entdecke, was dem Richter zu wiſſen nothwendig iſt“. — 
„Wenn er ſich weigert und ſich dadurch gleichſam eine Verſchärfung der 
Strafe zuzieht, ſo iſt es ſeine Schuld, nicht die Schuld der Richter 
und der Geſetze“. 

Die allerhöchſte Entſchließung der Kaiſerin Maria Thereſia ddo. 
2. Jänner 1776 erklärte die peinliche Frage ohne einigen Vorbe— 
halt allgemein aufgehoben und ging fo noch über die An 
träge des Sonnenfels hinaus. Sonnenfels erklärt in einem 
Brieſe, „daß er gerne mit der Menſchheit den Sieg feiere, welchen 
die niederländiſchen Gerichtshöſe, deren Meinung der Beitritt Joſephs 
das Uebergewicht gab — über ſeinen (des Sonnenfels) Kleinmuth da⸗ 
vongetragen haben“. 


In Baiern erfolgte die Abſchaffung der Folter erſt durch die 
Generalverordnung vom 7. Juli 1807, in Hannover erſt durch die 
Verordnung vom 25. März 1822. — Daß die Folterabſchaffung, dieſer 
Sieg der Vernunft und Menſchlichkeit über Vorurtheil, Aberglauben 
und Grauſamkeit von dem nachhaltigſten Einfluſſe auf die Richtung der 
nachfolgenden öſterreichiſchen Geſetzgebung über den Strafproceß und 
insbeſondere bezüglich der Stellung des Beſchuldigten in dieſem Pro⸗ 
ceſſe war, ließe ſich ſchon von ſelbſt erſchließen — iſt aber aus den 
ſeither erſchienenen fin] Strafproceßordnungen: der allgemeinen Crimi⸗ 
nalgerichtsordnung vom 17. Juni 1788, dem Geſetzbuche über Ver⸗ 
brechen und ſchwere Polizeiübertretungen vom 3. September 1803, 
der proviſoriſchen Strafproceßordnung vom 17. Jänner 1850, der 
allgemeinen Strafproceßordnung vom 29. Juli 1853 und unſerer 
jetzt geltenden Strafproceßordnung vom 23. Mai 1873 evident. 


a Das Geſetz vom 3. September 1803 verbietet richterliche Vor⸗ 
ſpiegelung falſcher Inzichten oder erdichteter Beweismittel, Drohungen, 
die nach dem Geſetze nicht vollzogen und Verſprechungen, die nach dem⸗ 
ſelben nicht zugehalten werden können — dann „ſolche Mittet, die, um 
ein Geſtändniß zu erpreſſen, körperliche Schmerzen erregen oder Furcht 
vor denſelben erwecken oder ſonſt in einer Thätigkeit gegen den Be⸗ 
ſchuldigten beſtehen“ — normirt aber noch Strafen der Widerſpänſtig⸗ 
keit bei „fortdauerndem hartnäckigen Schweigen des Verhafteten“ (§ 364) 
und Lügenſtrafen ($ 365: „Eine angemeſſene Strafe mit Streichen und 
Faſten hat auch dann ſtatt .. . . „wenn der Verhörte durch die An⸗ 
gabe eines offenbar als falſch bewieſenen Umſtandes die Unterſuchung 
zu verzögern oder das Gericht irre zu führen geſucht hat und des ihm 
dagegen vorgehaltenen klaren Beweiſes ungeachtet bei dem Lügen be⸗ 
harret“). Wenngleich die „Warnung mit der Lügenſtrafe“ als Er⸗ 
preſſungsmittel geſetzlich verboten war — fo iſt doch unzweifelhaft die 
Lügenſtrafe ein Nachklang der vormaligen Folter, ein Schatten, 
welchen dieſe in die Gerichtsgebräuche eingelebte finſtere Inſtitution 
noch aus der Rüſtkammer der geſchichtlichen Reminiscenz in die Ge⸗ 
richtspraxis unſeres Jahrhundertes warf. Die Strafproceßordnung vom 
Jahre 1850 kennt keine Lügenſtraſen und keinen Ausſagezwang 
gegen den Beſchuldigten 1) mehr, verordnet die Abnahme der 
Feſſeln beim Verhöre des Beſchuldigten (5 210) und normirt im 
§ 215: „Um den Angeſchuldigten zu Geſtändniſſen oder anderen be- 
ſtimmten Angaben zu bewegen, dürfen weder Verſprechungen oder fal⸗ 
ſche Vorſpiegelungen, noch Drohungen oder Zwangsmittel angewendet 
werden. Auch ſoll die Vorunterſuchung nicht durch das Bemühen, ein Ge⸗ 
ſtändniß zu erlangen, verzögert werden“, eine Beſtimmung, welche ſich 
faſt wörtlich im § 177 der Strafproceßordnung vom Jahre 1853 
und den 88 25 und 202 der Strafproceßordnung vom Jahre 1873 
wiederſindet. Erſt § 198 der jetzt geltenden Strafproceßordnung ent⸗ 


12) Dr. Karl Krall weist in feinem Aufſatze „zur Zeugnißpflicht im Strafrechte“ 
(Gerichtszeitung v. 24. December 1845, Nr. 100 110 1 den . 
Reſt der Auffaſſung der früheren Zeit“ im 8 628 des noch geltenden Gefälls⸗ 
ſtrafgeſetzbuches hin, wo es heißt, wenn der Beſchuldigte ſich weigere, Antwort 
zu geben, ſei er in Verhaft anzuhalten, bis er Antwort zu geben verſpricht oder 
es jeien ihm die Thatumſtände, auf die es ankommt, vorzuhalten und ſei ihm 
zu eröffnen, daß dieſelben als erwieſen angeſehen werden würden, wenn er nicht 
Antwort gibt!! x 


hält die eben jo humane als vorfichtige neue Beſtimmung, „daß jedem 
Beſchuldigten während ſeiner Vernehmung ein Sitz zu geſtatten ſei“, aber 
auch im § 203 noch eine andere weſentliche Abänderung der in den 
früheren Strafproceßordnungen enthaltenen Beſtimmungen für den rich⸗ 
terlichen Vorhalt an den Beſchuldigten, welcher die Antwort überhaupt 
oder auf beſtimmte Fragen verweigert, der ſich taub, ſtumm, wahn⸗ 
ſinnig oder blödſinnig ſtellt. Während nach den Proceßordnungen vom 
Jahre 1850 ($ 216) und 1853 (§ 182) in dieſem Falle der Richter 
den Beſchuldigten aufmerkſam machen mußte, daß ſein Verhalten die 
Unterſuchung nicht hemmen — ſondern nur verlängern würde, iſt, 
nach unſerer jetzt geltenden Strafproceßordnung, wie auch die Motive zu 
derſelben noch beſonders hervorheben, dieſe verſteckte Bedrohung mit 
einer längeren Unterſuchungshaft nicht anzuwenden, ſondern 
im erwähnten Falle iſt „der Beſchuldigte lediglich aufmerkſam zu machen, 
daß ſein Verhalten die Unterſuchung nicht hemme, und daß er ſich dadurch 
feiner Vertheidigungsgründe berauben könnte“ ($ 203). Im § 245 Al. 2 
der Strafproceßordnung vom J. 1873 findet ſich endlich für die Verneh⸗ 
mung des Angeklagten bei der Hauptverhandlung die gewiß auch für das 
Unterſuchungsverfahren geltende ausdrückliche Vorſchriſt: „Der Ange⸗ 
klagte kann zur Beantwortung der an ihn gerichteten Fra⸗ 
gen nicht verhalten werden“. Aber auch die Strafproceß⸗ 
ordnung von J. 1873 hält ſo wie ihre Vorgängerinnen daran feſt, 
— „daß das Gericht verpflichtet ſei, auf die Entdeckung der Wahrheit 
und insbeſondere auf die Aufklärung“ (nicht bloß Widerlegung) „der 
gegen den Angeſchuldigten vorliegenden Verdachtsgründe durch Letzteren 
hinzuwirken, daß alſo der Richter zur Befragung des Angeklagten be⸗ 
rechtigt ſei und Letzterer die ſittliche Verpflichtung habe, die Wahrheit, auch 
wenn er ſich als ſchuldig bekennen müßte, anzugeben“ 19. 

Die öſterreichiſche Geſetzgebung iſt gewiß mit Vorbedacht und 
aus eben ſo ſchwerwiegenden als einleuchtenden Gründen an dem Punkte 
ſtehen geblieben, welchen der Motivenbericht „als die äußerſte Grenze 
bezeichnet, bis zu welcher das richterliche Fragerecht dem An⸗ 
geſchuldigten gegenüber — in einem von den Aus wüchſen des inqui⸗ 
ſitoriſchen Verfahrens gereinigten, auf den Formen des Anklageprincipes 
ruhenden Proceſſe gehen darf“! 

Allerdings liegt die wichtigſte Verbeſſerung der Lage des An⸗ 
geſchuldigten (und nicht bloß Beſchädigter ſondern auch Beſchuldigter 
kann Jeder rechtſchaffene Staatsbürger werden) in den eine unverdiente 
Verurtheilung verhindernden Einrichtungen des ganzen Strafproceſſes — 
und die gegenwärtige Strafproceßordnung hat es wahrlich an Garantieen 
für eine gründliche und unparteiiſche Beurtheilung und an den Be⸗ 
ſchuldigten im Zweifel begünſtigenden Normen nicht fehlen laſſen — 
aber auch die erörterten Detailbeſtimmungen der Strafproceßordnung 


über das Verhör und Geſtändniß des Beſchuldigten ſind charakteriſtiſch. 


für die humane, die individuelle Freiheit ſoweit als möglich berück⸗ 
ſichtigende Richtung unſerer Geſetzgebung und für den großen Fort⸗ 
ſchritt, welcher im Laufe eines Jahrhundertes den auf dem Marter⸗ 
bankel Geſtändniſſe ſtammelnden Inquiſiten in eine unter Umſtänden 
begünſtigte Proceßpartei (mit der Möglichkeit freier Verantwortung und 
der Unterſtützung eines Rechtsanwaltes ſchon im Unterſuchungsver⸗ 
fahren) — verwandelt hat! 

Wenn in dem Säcularjubiläen bedingenden Zeitraume der einer 
großen Reſorm folgende und ihren Werth bildende Umſchwung ſo 
großartig und wohlthätig ſich manifeſtirt — dann führt ein die Vor⸗ 
und Nachzeit des zu feiernden Ereigniſſes kurz perluſtrirender Ueber⸗ 
blick zu der uns im Gedränge des öffentlichen und Privatlebens nur 


10) Worte des Motivenberichtes zur St. P. O. v. 1873 (Kaſerers Geſetzesausgabe 
II. Theil, S. 46.) Die in dem oben eitirten Aufſatze „Zeugnißpflicht im 
Strafrechte“ ausgeſprochene allgemeine Behauptung: „Der Angeklagte 
iſt nach der Strafproceßordnung vom Jahre 1873 nicht verpflichtet, zu ſeiner 
Beſtrafung mitzuwirken“ iſt wohl nicht ganz im Einklange mit dieſem deutlichen 
Pafſus der Motive und mit der klaren Vorſchrift des 8 199 der Straf⸗ 
proceßordnung v. 1873, wonach „der Unterſuchungsrichter vor dem Beginne 
der Vernehmung den Beſchuldigten zu ermahnen hat, daß er die ihm vor⸗ 
zulegenden Fragen beſtimmt, deutlich und der Wahrheit gemäß be⸗ 
antworte“ (ganz ähnlich der im angeführten Aufſatze bezogenen Norm des 
§ 289 des Strafgeſetzes v. J. 1803), ſowie wit den ſonſtigen Varſchriften 
über die Vernehmung des Angeklagten in den 88 245 Alin. 1, 248 Alin. 4, 253. 

Im engliſch⸗ſchottiſchen Strafverfahren hat der Friedensrichter (Unter⸗ 
ſuchungsrichter) den Beſchuldigten vor Allem zu erinnern, daß er nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, die ihm vorgelegten Fragen zu beantworten, daß aber, was 
immer er antwortet, gegen ihn als Beweis vorgebracht werden könne“. 

(Siehe das engliſch⸗ſchottiſche Strafverfahren, dargeſtellt 
von Dr. Julius Glaſer, Wien, 1850, $ 188 S. 81.) 


zu oft abhanden kommenden Erkenutniß des Beſitzwerthes des Erreichten 
und zur Bekräftigung der für die Moralität des Einzelnen und der 
Geſellſchaft wichtigen Ueberzeugung von der Realität des Fort⸗ 
ſchrittes der Menſchheit!! 

(Druckfehler-Berichtigung:) In dem Aufſatze „Zur Aufhebung der 
Folter“ in der vorigen Nummer (1) dieſer Zeitſchrift — Seite 3, Zeile 8 von oben 
iſt nach den Worten „wirklichen Tortur“ — das Wörtchen welche ausgeblieben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Strenges Einhalten der geſetzlichen Functionsdauer des gewählten 
Bürgermeiſters. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 10. Juli 1875, 8. 
10.089 an die Statthalterei in Prag nachſtehende (auch den Sachver⸗ 
verhalt darlegende) Entſcheidung hinausgegeben: 

Laut des Berichtes des Reichenberger Magiſtrates vom 10. Juni 
1875 hat das Stadtverordneten⸗Collegium nach rechtskräftig vorgenom⸗ 
mener Erſatzwahl dieſes Collegiums in der Sitzung vom 10. Juni 1875 
bei dem Umſtande, als die Functionsdauer des Bürgermeiſters Guſtav 
Sch. erloſchen ſei, die Neuwahl vorgenommen und den Genannten 
zum Bürgermeiſter wiedergewählt. 

Nach § 51 der Gemeinde⸗Ordnung für die Stadt Reichenberg 
vom 15. December 1851. Nr. 202, L. G. u. R. Bl. gilt die 
Wahl des Bürgermeiſters, es mag dieſelbe nach Ablauf der regelmäßigen 
Zjähriger Amtsdauer oder in Folge eines während derſelben eingetretenen 
Erledigungsfalles geſchehen ſein, ſtets auf 3 Jahre und er verbleibt in 
ſeiner Stellung, ſelbſt wenn ihn die Reihe zum Austritte aus dem 
Stadverodneten⸗Collegium treffen würde. 

Nachdem die Wahl des Guſtav Sch. zum Bürgermeiſter der 
Stadt Reichenberg mit der A. h. Entſchließung vom 21. Auguſt 1872 
allergnädigſt beſtätigt worden iſt, ſomit zur Zeit ſeiner am 10. Juni 
1875 ſtattgefundenen Wiederwahl zum Bürgermeiſter ſeine Zjährige 
Amtsdauer noch nicht abgelaufen war, ſo ſteht dieſe Wahl, beziehungs⸗ 
weiſe der derſelben zu Grunde liegende Beſchluß des Reichenberger 
Stadtverordneten⸗Collegiums mit den Beſtimmungen des § 51 der 
Reichenberger Gemeinde⸗Ordnung im Widerſpruche und es erſcheint 
durch denſelben die Reichenberger Gemeinde⸗Ordnung verletzt. 

Wegen dieſes geſetzwidrigen Vorganges iſt das k. k. Miniſterium 
des Innern nicht in der Lage die vom Reichenberger Magiſtrate an⸗ 
geſuchte Allerhöchſte Beſtätigung des vor Ablauf ſeiner geſetzlichen 
Amtsdauer wiedergewählten Bürgermeiſters Guſtav Sch. einzuholen, 
ſondern findet der k. k. Statthalterei den mit dem Berichte vom 
30. Juni 1875 vorgelegten Wahlact zur Amtshandlung nach 8 89 
der Reichenberger Gemeinde⸗Ordnung und nach Abſatz III der Verord⸗ 
nung des Staatsminiſteriums vom 23. October 1862, Nr. 73 R. G. 
Bl. zurückzuſtellen.“ Kl. 


Der Spängler (Lampen händler) iſt auch berechtigt Lampengläſer 
zu verkaufen. 


Der Spänglermeiſter Florian H. in R. wurde von dem dortigen 
Glaſer angezeigt, daß er Lampencylinder ſowohl einzeln als in Dutzenden 
an Wiederverkäufer verkaufe, wozu er als Spängler nicht berechtigt ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat dem Spängler H. im Wege der 
Gemeindevorſtehung in R. bedeutet, daß, da derſelbe ſich nur im Be⸗ 
ſitze des Gewerberechtes als Spängler befindet und für die Ausübung 
nur dieſes Gewerbes beſteuert iſt, er mit Rückſicht auf den § 43 der 
Gewerbeordnung wohl das Recht hat, die zur vollkommenen Ausrüſtung 
der von ihm verkauften Lampen gehörigen Gläſer beim Verkaufe der 
Lampen beizuſtellen, ihm aber keineswegs das Recht zuſtehe, derlei 
Gläſer einzeln oder im Dutzend und ohne daß ſelbe ein Zugehör 
gleichzeitig verkaufter Lampen bilden, zu veräußern, nachdem dieſer 
letztere Verkauf lediglich zu dem Gewerbsrechte der Glaſer und Glas⸗ 
händler gehört; daher ihm die ſogleiche Einſtellung des Verkauſes von 
Lampengläſern unter Androhung der geſetzlichen Strafe aufgetragen 
wurde. 

Florian H. hat gegen dieſe Entſcheidung an die Statthalterei 
recurrirt, indem er ſich auf den § 43 der Gewerbeordnung berief, 
wonach jeder Gewerbetreibende berechtigt ſei, die in ſein Fach ein⸗ 
ſchlagenden Artikel im Ganzen oder als Beſtandtheil derſelben zu führen. 


— 


Derſelbe brachte vor, daß alle Gewerbsgenoſſen, mit welchen er ſich in 


das Einvernehmen ſetzte, ſeit Jahren den Verſchleiß von Lampengläſern 
unbeanſtändet treiben, weßhalb die Bezirkshauptmannſchaft den § 43 
der Gewerbeordnung unrichtig ausgelegt haben dürfte. 

Die Statthalterei hat dem Recurſe mit Rückſicht auf die 88 13 
und 43 der Gewerbeordnung keine Folge gegeben. 

Im Miniſterialrecurſe machte Florian H. die Vorſtellung, daß 
die derzeit im Gebrauche ſtehenden Lampen derartig conſtruirt ſind, daß 
nicht jeder Cylinder, ſondern nur der, der Conſtruetion der Lampe 
angepaßte möglich iſt, demnach die gauze Lampe unbrauchbar würde, 
wenn deren Beſitzer den Cylinder zerſchlägt und, wie es in R. der 
Fall, kein paſſendes Glas findet, daher er (Recurrent) im Intereſſe 
ſeiner Kunden die entſprechenden Lampengläſer vorräthig haben muß. 
Recurrent führt weiters an, daß es Niemanden beifallen werde, dem 
Uhrmacher eine Störung des Glaſergewerbes zu imputiren, wenn er 
an die Stelle des zerbrochenen Glaſes ein neues in die Uhr einer 
Kunde einſetzt; Niemand wird ſich auch behufs Einſetzung eines Uhr⸗ 
Glaſes an einen Glaſermeiſter wenden. Ebenſowenig könne dem Spängler⸗ 
meiſter eine Gewerbeſtörung zur Laſt gelegt werden, wenn er an die 
Stelle eines zerbrochenen Cylinders für eine von ihm gekaufte Lampe 
einen neuen abgibt. So habe über Anfrage auch die Lampenfabrik 
„Dittmar“ in Wien erklärt, daß ſie es ſelbſtverſtändlich finde, daß 
dem Lampenfabrikanten auch das Recht zum ſelbſtſtändigen Verkaufe 
von Lampen⸗Cylindern als Beſtandtheilen der Lampe zuſtehen müſſe. 

Das, Miniſterium des Innern hat unterm 20. December 1875, 
3. 16.366 dem Recurſe des Spänglermeiſters Florian H. gegen die 
Entſcheidung der Statthalterei, womit demſelben der ſelbſtſtändige Ver⸗ 
kauf von Lampen⸗Cylindergläſern als Ueberfchreitung ſeines Gewerbs⸗ 
befugniſſes unterſagt wurde, Folge gegeben und ausgeſprochen, daß 
dem Genannten der Verkauf ſolcher Gläſer nicht verwehrt werden 
könne, weil ſie Beſtandtheile der Lampen ſind und das Befugniß zum 
Verkaufe vollſtändiger Lampen die Berechtigung zum Verkaufe ihrer 
Beſtandtheile in ſich ſchließt. O. 


Die Competenz des k. k. Oberſthofmarſchallamtes iſt nicht offenbar 
begründet, wenn die Klage nicht gegen die Perſon eines Erzherzogs, 
ſondern nur gegen eines ſeiner Verwaltungsorgane gerichtet iſt. 


Die Vormundſchaft des minderjährigen Anton S., Eigenthümer 
der Großmühle in Teſchen, belangte die erzherzogliche Cameraldirection 
in Teſchen durch deren Director Rudolf Ritter v. W. im Grunde eines 
von derſelben abgeſchloſſenen Vertrages vom 1. Mai 1854 auf Zah⸗ 
lung eines Entſchädigungsbetrages per 1860 fl. ö. W. 

Das k. k. Kreisgericht Teſchen wies mit Beſcheid vom 17. Auguſt 
1875, 8. 7504, dieſe Klage, weil zur Competenz des k. k. Oberſt⸗ 
hofmarſchallamtes gehörig, zurück. N 

Auf Recurs der Vormundſchaft des minderjährigen Anton S. hat 
das k. k. mähr.⸗ſchleſiſche Oberlandesgericht mit Erledigung vom 9. 
September 1875, Z. 8767, unter Aufhebung des erſtrichterlichen Be⸗ 
ſcheides das k. k. Kreisgericht in Teſchen angewieſen, die Klage, unter 
Abſehung von dem Abweiſungsgrunde der Incompetenz, dem Geſetze 
gemäß zu erledigen. Denn nach § 1 der J. N. hat der Richter eine 
Klage von Amtswegen nur dann zurückzuweiſen, wenn es ſeine Zu⸗ 
ſtändigkeit offenbar nicht begründet findet. Da nun die vorſtehende Klage 
ſowohl nach ihrer Rubrik, als nach ihrem Petite gegen die erzherzog⸗ 
liche Direction in Teſchen durch deren Director Rudolf Ritter v. W. 
und nicht gegen die Perſon Sr. kaiſ. Hoheit des Herrn Erzherzogs 
gerichtet iſt, und die benannte Cameraldirection als Verwaltungsorgan 
für einen widerrechtlich zugefügten Schaden auch unmittelbar in An⸗ 
ſpruch genommen werden kann, ſo iſt die erſtrichterlich verfügte Abwei⸗ 
fung der Klage wegen Incompetenz im Grunde des Hofdecretes vom 
14. Juli 1815, 8. 1159 J. G. S., und des Art. V des Juris⸗ 
dictionsnorm⸗Kundmachungspatentes nicht gerechtfertigt und vielmehr dem 
Gegner die allfällige Anbringung der Incompetenzeinwendung nach § 2 
J. N. zu überlaſſen geweſen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 19. Octo⸗ 
ber 1875, Z. 11.297, den dagegen vom erzherzoglichen Eameraldirector 
Rudolf R. v. W. überreichten Reviſionsrecurs mit Hinweiſung auf die 
obergerichkliche Begründung zurückgewieſen. Jur. Bl. 


Perordnungen. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriuns vom J. November 1875, 3. 14 726 an ſämmtliche 

k. k. Oberlandesgerichte, betreffend den Wirkungskreis der Finanzproeuraturen in 

vermögensrechtlichen Angelegenheiten der katholiſchen Kirchen und geiſtlichen 
Veneficien. 

Von Seite des k. k. Finanzminiſterinms iſt am 28. Det. 1875, Z. 18.876 
an die Präfidien der Finanz⸗Landes⸗ und der Finanzdirectionen, mit Ausnahme 
von Troppau, in Betreff des Wirkungskreiſes der k. k. Finanzprocuraturen in 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten der katholiſchen Kirchen und geiſtlichen Be⸗ 
neficien eine Verordnung erlaſſen und in Abſchrift anher mitgetheilt worden. 

Eine Copie wird dem k. k. Oberlandesgerichte mit dem Erſuchen über⸗ 
mittelt, dieſen Erlaß ſämmtlichen Gerichten des Sprengels zur Darnachachtung 
bekannt zu geben, und denſelben zugleich zu bemerken, daß der Inhalt des im 
Erlaſſe bezogenen Hoffanzleidecretes vom 31. December 1820, polit. Geſetz⸗Samm⸗ 
lung Nr. 160 im Hofdecrete vom 13. Jänner 1821, J. G. S. Nr. 1730 den 
ſämmtlichen Appellationsgerichten eröffnet wurde. 


Erlaß des k. k. Finanzminiſterimns vom 28. Det. 1875, 3. 18.876 an die Präſidien 
der Finanz⸗Landes und Finanzdirectionen mit Ausnahme von Troppau. 


Aus Anlaß einer Anfrage, betreffend den Wirkungskreis der Finanzpro⸗ 
curaturen in vermögensrechtlichen Angelegenheiten der katholiſchen Kirchen und 
geiſtlichen Beneficien, wird im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Miniſterium für 
Cultus und Unterricht Folgendes bedeutet: 

Jene Beſchränkungen, welche an den die Rechtsvertretung und Rechtsberathung 
der katholiſchen Kirchen und geiſtlichen Beneficien durch die Finanzprocuraturen 
regelnden Beſtimmungen des § 2, Abſ. 5 der proviſoriſchen Dienſtinſtruction für 
die Finanzprocuraturen von 16. Februar 1855, R. G. Bl. Nr. 34 in Folge 
des k. Patentes vom 5. November 1855, R. G. Bl. Nr. 195 und der bezügli⸗ 
chen Durchführungsvorſchriften eingetreten waren, ſind mit der durch das 
Geſetz vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, beziehungsweiſe deſſen Artikel I 
ausgeſprochenen Aufhebung des gedachten Patentes vom 5. November 1855 
wieder außer Kraft getreten. } 

Bei Beurtheilung der Frage, inwieferne in vermögensrechtlichen Angele⸗ 
genheiten von katholiſchen Kirchen oder Pfründen eine Amtshandlung der Finanz⸗ 
procuratur eizutreten habe, iſt daher zunächſt auf den Wortlaut des § 2 Abſ. 5 
der proviſoriſchen Dienſtinſtruction für die Finanzprocuraturen zurückzugehen und 
iſt ſich weiter auch der mit dem Finanzminiſterial⸗Erlaſſe vom 17. December 
1855, Z. 19.040 bekannt gegebene Allerhöchſte Befehl vom 14. April und 30. 
October 1855, wonach den Finanzprocuraturen außer den in der Dienſtesinſtruc⸗ 
tion enthaltenen Agenden auch noch alle übrigen den früheren Kammerprocura⸗ 
turen und Fiscalämtern obgelegenen Amtsgeſchäfte wieder übertragen wurden, in⸗ 
ſoferne dieſelben den Procuraturen nicht etwa durch nachgefolgte geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen ausdruͤcklich abgenommen worden ſind, gegenwärtig zu halten. 

Mit Rückſicht auf dieſe Normalbeſtimmungen und nachdem das Vermögen 
der katholiſchen Kirche gemäß § 38 des Geſetzes vom 7. Mai 18 74, R. G. Bl. 
Nr. 50 den für gemeinnützige Stiftungen beſtehenden ſtaatlichen Schutz genießt, 
unterliegt es keinem Zweifel, daß in Anwendung des Hofkanzleidecretes vom 31. 
December 1820, pol. Geſetz⸗ Sammlung Nr. 160 bei Einbringung von Erbſchafte. 
und Legaten zu Gunſten katholiſcher Kirchen und Pfründen dieſen die Vertretung 
durch die Finanzprocuratur zu leiſten ſei. 

Hievon wird das Präſidium mit der Einladung in Kenntniß geſetzt, hie⸗ 
nach lediglich die Finanzprocuratur zu verſtändigen. 

Wien am 30. October 1875. 

Perſonalien- 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Eugen Schweigl das Ritterkreuz 
des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen und dem Baurathe Karl Freiherrn von 
Schwarz die a. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Alois Len keck in Blanza 
das goldene Verdienſtkreuz und dem Gemeindevorſteher Jacob Noeſt in Hochſtet⸗ 
ten das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Landes⸗Sanitätsreferenten 
Dr. Karl Ozlberger in Salzburg bei deſſen Penfionirung die a. h. Zufrieden⸗ 
heit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeftät haben dem k. k. Baurathe Eduard Kaiſer das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens und dem Architekten Julius Herrmann das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Erledigungen. 


Aſſiſtentenſtelle bei der k. k. Finanz⸗Landescaſſe in Linz in der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 3.) 
Secretärsſtelle beim Bucowinaer gr. or. 


Religionsfondsgute, bis 15. 
Jänner. (Amtsbl. Nr. 3.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlich r Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


